
— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für den Erlass der Maßnahmen zur Umsetzung der 
Richtlinie 2010/61/EU der Kommission vom 2. September 
2010 sei am 30. Juni 2011 abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 233, S. 27. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Bolzano 
(Italien) eingereicht am 13. Juni 2013 — Ulrike Elfriede 

Grauel Rüffer gegen Katerina Pokorná 

(Rechtssache C-322/13) 

(2013/C 226/16) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Bolzano 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Ulrike Elfriede Grauel Rüffer 

Beklagte: Katerina Pokorná 

Vorlagefrage 

Steht die Auslegung von Artikel 18 und Artikel 21 AEUV der 
Anwendung von nationalen Rechtsbestimmungen, wie den hier 
streitigen, entgegen, welche das Recht, die deutsche Sprache in 
den vor den Gerichten der Provinz Bozen behängenden zivil­
rechtlichen Verfahren nur den in der Provinz Bozen ansässigen 
italienischen Staatsbürgern einräumt, und nicht auch den An­
gehörigen anderer EU-Mitgliedstaaten, unabhängig von deren 
Ansässigkeit in der Provinz Bozen ? 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour d’appel de Bruxelles 
(Belgien), eingereicht am 17. Juni 2013 — Burgo Group 
SpA/Illochroma SA, in Liquidation, Maître Jérôme 
Theetten in seiner Eigenschaft als Insolvenzverwalter der 

Gesellschaft Illochroma SA 

(Rechtssache C-327/13) 

(2013/C 226/17) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour d’appel de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungsklägerin: Burgo Group SpA 

Berufungsbeklagte: Illochroma SA, in Liquidation, Maître Jérôme 
Theetten in seiner Eigenschaft als Insolvenzverwalter der Gesell­
schaft Illochroma SA 

Vorlagefragen 

Ist die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 
2000 über Insolvenzverfahren ( 1 ), insbesondere deren Art. 3, 
16, 27, 28 und 29, dahin auszulegen, dass 

a) der Begriff „Niederlassung“ gemäß Art. 3 Abs. 2 als eine 
Zweigniederlassung des Schuldners, gegen den ein Hauptin­
solvenzverfahren eröffnet worden ist, zu verstehen ist und 
dem entgegensteht, dass im Rahmen der gleichzeitigen Liqui­
dation mehrerer zu derselben Gruppe gehörenden Gesell­
schaften diese Gegenstand eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
in dem Mitgliedstaat sein können, in dem sie ihren Hauptsitz 
haben, weil sie mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind? 

b) die Person oder Stelle, die dazu berechtigt ist, die Eröffnung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens zu beantragen, im Gebiet 
des mitgliedstaatlichen Gerichts, bei dem das Verfahren be­
antragt wird, entweder wohnhaft sein oder seinen Hauptsitz 
haben muss, oder steht dieses Recht vielmehr allen Unions­
bürgern zu, sofern sie ein Rechtsverhältnis mit der betreffen­
den Niederlassung nachweisen? 

c) die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens über eine 
Niederlassung, da es sich bei dem Hauptinsolvenzverfahren 
um ein Liquidationsverfahren handelt, nur beschlossen wer­
den kann, wenn dies Zweckmäßigkeitskriterien entspricht, 
die zu beurteilen dem nationalen Gericht überlassen bleibt, 
bei dem das Sekundärinsolvenzverfahren beantragt wird? 

( 1 ) ABl. L 160, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Sozialgerichts Leipzig 
(Deutschland) eingereicht am 19. Juni 2013 — Elisabeta 

Dano, Florin Dano gegen Jobcenter Leipzig 

(Rechtssache C-333/13) 

(2013/C 226/18) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Sozialgericht Leipzig 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Elisabeta Dano, Florin Dano
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Beklagter: Jobcenter Leipzig 

Vorlagefragen 

1. Ist der persönliche Anwendungsbereich von Art. 4 der Ver­
ordnung 883/2004 ( 1 ) für Personen eröffnet, die keine Leis­
tung sozialversicherungsrechtlicher oder familienfördernder 
Art im Sinne des Art. 3 Abs. 1 der Verordnung, sondern 
eine besondere beitragsunabhängige Leistung im Sinne der 
Art. 3 Abs. 3, 70 der Verordnung in Anspruch nehmen 
wollen? 

2. Falls die Frage zu 1) bejaht wird: Ist es den Mitgliedstaaten 
durch Art. 4 der Verordnung 883/2004 verwehrt, zur Ver­
meidung einer unangemessenen Inanspruchnahme von exis­
tenzsichernden beitragsunabhängigen Sozialleistungen i. S. 
des Art. 70 der Verordnung bedürftige Unionsbürger vom 
Bezug derartiger Leistungen, die eigenen Staatsbürgern in 
gleicher Lage gewährt werden, ganz oder teilweise aus­
zuschließen? 

3. Falls die Fragen zu 1) oder 2) verneint werden: Ist es den 
Mitgliedstaaten nach a) Art. 18 AEUV und/oder b) Art. 20 
Abs. 2 Satz 2 lit. a) AEUV i. V. mit Art. 20 Abs. 2 S. 3 
AEUV und Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38 ( 2 ) ver­
wehrt, zur Vermeidung einer unangemessenen Inanspruch­

nahme von existenzsichernden beitragsunabhängigen Sozial­
leistungen im Sinne von Art. 70 der Verordnung 883/2004 
bedürftige Unionsbürger vom Bezug derartiger Leistungen, 
die eigenen Staatsbürgern in gleicher Lage gewährt werden, 
ganz oder teilweise auszuschließen? 

4. Falls nach Beantwortung der vorgenannten Fragen der teil­
weise Ausschluss von existenzsichernden Leistungen europa­
rechtskonform ist: Darf sich die Gewährung beitragsunab­
hängiger existenzsichernder Leistungen für Unionsbürger au­
ßerhalb akuter Notfälle auf die Bereitstellung der erforderli­
chen Mittel zur Rückkehr in den Heimatstaat beschränken 
oder gebieten Art. 1, 20, 51 der Grundrechtecharta weiter­
gehende Leistungen, die einen dauerhaften Aufenthalt er­
möglichen? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit; ABl. L 166, S. 1. 

( 2 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/ 
EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG; ABl. L 158, 
S. 77.
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